trage von 1,451,329 Thalern (4,353,987 Mark), we 0 
das Geſetz vom 17. Februar 1868. genehmigten Anleihe von 40 Millionen Thalern 


oe 


Gefet - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


N II. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Deckung der bei Begebung der Eiſenbahn-Anleihe aus dem Jahre 1868. 
entſtandenen Kursverluſte, S. 193. — Geſetz, betreffend die Einſtellung der Leiſtungen aus Staats- 
mitteln für die römiſch⸗katholiſchen Bisthümer und Geiſtlichen, S. 194. 


(Nr. 8280.) Geſetz, betreffend die Deckung der bei Begebung der Eiſenbahn⸗Anleihe aus dem 
Jahre 1868. entſtandenen Kursverluſte. Vom 2. April 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


i ht unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
f Einziger Paragraph. 
Die Regierung wird ermächtigt, zur ne der Kursverluſte im Be⸗ 
che bei Begebung der durch 


(120,000,000 Mark, Geſetz-Samml für 1868. S. 71.) entſtanden ſind, Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem Nominalbetrage auszugeben, wie er zur Deckung der 
Kursverluſte ia ſein wird. 

Wann, durch welche Stelle, zu welchem Zinsfuß, zu welchen Bedingungen 
der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen verausgabt 
werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im debe kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1869. S. 1197.) zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. April 1875. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


Jahrgang 1875 (Nr. 8280—8281.) e 27 (Nr. 8281.) 
Ausgegeben zu Berlin den 26. April 1875. 
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(Nr. 8281.) Geſetz, betreffend die Einſtellung der Leiſtungen aus Staatsmitteln für die 
römiſch⸗katholiſchen Bisthümer und Geiſtlichen. Vom 22. April 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: f 

1. 


S. | | 
In den Erzdiözeſen Köln, Gneſen und Poſen, den Diözeſen Kulm, Erm⸗ 


land, Breslau, Hildesheim, Osnabrück, Paderborn, Münſter, Trier, Fulda, 
1 „den Delegaturbezirken dieſer Diözeſen, ſowie in den Preußiſchen An⸗ 
theilen der Erzdiözeſen Prag, Olmütz, Freiburg und der Didzefe Mainz werden 
vom Tage der Verkündung dieſes Geſetzes ab ſämmtliche, für die Bisthümer, 
die zu denſelben gehörigen Inſtitute und die Geiſtlichen beſtimmte Leiſtungen aus 
Staatsmitteln eingeſtellt. 


Ausgenommen von dieſer Maaßregel bleiben die Leiſtungen, welche für 


Anſtaltsgeiſtliche beſtimmt ſind. 

Zu den Staatsmitteln gehören auch die unter dauernder Verwaltung des 

Staats ſtehenden beſonderen Fonds. f 
2. 

Die eingeſtellten Leiſtungen 1 für den Umfang des Sprengels wieder 
aufgenommen, ſobald der jetzt im Amte befindliche Biſchof (Erzbiſchof, Fürſt⸗ 
biſchof) oder Bisthumsverweſer der Staatsregierung gegenüber durch ſchriftliche 
Erklärung ſich verpflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. 


$. 3. 

In den Erzdiözeſen Gneſen und Poſen, ſowie in der Diözeſe Paderborn 
erfolgt die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen für den Umfang des 
Sprengels, ſobald die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder die Einſetzung 
eines neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weiſe ſtattgehabt hat. 


$. 4. 

Tritt die Erledigung eines zur Zeit beſetzten biſchöflichen Stuhles ein, oder 
ſcheidet der jetzige Bisthumsverweſer der Diözeſe Fulda aus ſeinem Amte aus, 
bevor eine Wiederaufnahme der Leiſtungen auf Grund des F. 2. erfolgt iſt, jo 
dauert die Einſtellung derſelben für den Umfang des Sprengels fort, bis die 
Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder die Einſetzung eines neuen Biſchofs in 
geſetzmäßiger Weiſe ſtattgehabt hat. 8 


a 

Wenn für den Umfang eines Sinus die Leiſtungen aus Staatsmitteln 
wieder aufgenommen ſind, einzelne Empfangsberechtigte aber, der vom Biſchof 
oder Bisthumsverweſer übernommenen Verpflichtung ungeachtet, den Geſetzen 
des Staates den Gehorſam ten e „ſo iſt die eee ermächtigt, 

die für dieſe Empfangsberechtigten beſtimmten Leiſtungen wieder einzuſtellen. 

8.5 g 

Die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen an einzelne Empfangs⸗ 
berechtigte erfolgt außer den Fällen der $$. 2. bis 4., wenn der ene 
5 . N e⸗ 
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JJ len 
berechtigte der e gegenüber in der im $. 2. bezeichneten Weiſe fi) 
verpflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. ö 
Außerdem iſt die Staatsregierung ermächtigt, die eingeſtellten Leiſtungen 
einzelnen Empfangsberechtigten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn ſie durch 
Handlungen die Abſicht an den Tag legen, die Geſetze des Staates zu befolgen. 
Verweigern dieſelben demnächſt den Geſetzen des Staates den Gehorſam, ſo And 
die Leiſtungen aus Staatsmitteln wieder einzuftellen. 


8. 7 

Die Entſcheidungen der kirchlichen Behörden, welche eine Disziplinarſtrafe 
wider einen Geiſtlichen verhängen, dem gegenüber die Staatsregierung die ein⸗ 
geftellten Leiſtungen in Gemäßheit des $. 6. wieder aufgenommen hat, können 
ſowohl von dem Geiſtlichen als von dem Oberpräſidenten im Wege der Be⸗ 
rufung an den Königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ohne die 
Beſchränkung des $. 12. des Geſetzes vom 12. Mai 1873. angefochten werden. 

Die Berufung kann in dieſen Fällen auf neue Thatſachen und Beweis⸗ 
mittel gegründet werden. 


§. 8. 

Die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen erfolgt in allen Fällen 

vom erſten Tage desjenigen Vierteljahres an, in welchem die geſetzliche Voraus- 
ſetzung der Wiederaufnahme eingetreten iſt. 


25 $. 9. 
Ueber die Verwendung der während 1 der Leiſtungen aufgeſam⸗ 
melten Beträge bleibt, ſoweit dieſelben nicht nach der rechtlichen Natur ihres 
Urſprungs zu Gunſten der allgemeinen Staatsfonds als erſpart zu verrechnen 
ſind oder anderweit verwendbar werden, geſetzliche Beſtimmung vorbehalten. 
Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt im Falle einer kommiſſa⸗ 
riſchen Verwaltung des biſchöflichen Vermögens auf Grund des Geſetzes vom 
20. Mai 1874. befugt, die Fortgewährung der zur Ausſtattung der Bisthümer 
beſtimmten Leiſtungen inſoweit zu verfügen, als dies für Zwecke der kommiſſa⸗ 
riſchen Verwaltung und zur Beſtreitung der Koſten derſelben erforderlich iſt. 


$. 10. 

Die exekutiviſche Beitreibung im Verwaltungswege findet in Betreff der 
Abgaben und Leiſtungen an die Bisthümer, die zu denſelben gehörigen Inſtitute 
und die Geiſtlichen, für den geſammten Umfang eines Sprengels ſo lange nicht 
ſtatt, als für denſelben die Einſtellung der Leiſtungen aus Staatsmitteln dauert. 

Den Staats⸗ und Gemeindeſteuererhebern iſt während der Dauer der Ein⸗ 
ſtellung nicht ge die vorſtehend bezeichneten Abgaben zu erheben und an 
die Empfangsberechtigten abzuführen. 


§. 11. 

Sind die Leiſtungen aus Staatsmitteln an einen Empfangsberechtigten 
auf Grund des $. 6. wieder aufgenommen, ſo iſt in Betreff der von dieſem 
Zeitpunkte ab fällig werdenden Abgaben und Leiſtungen die Verwaltungs⸗ 
Exekution wieder zu gewähren. 

Ein Gleiches gilt in Betreff, der Abgaben und Leiſtungen für diejenigen 
Geiſtlichen, welche keine Leiſtungen aus Staatsmitteln zu beziehen haben, u 

(Nr. 8281.) 1 
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ſich dieſelben durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Willensäußerung (§. 6. 0 
Abſatz 1. und 2.) verpflichten, die Geſetze des Staates zu befolgen, ſo lange ſie 
dieſer Verpflichtung nachkommen. 


. 12. 5 
Wer in den Fällen der $$. 2. und 6. die ſchriftlich erklärte Verpflichtung 
widerruft, oder der durch dieſelbe übernommenen Verpflichtung en die auf 


fein Amt oder feine Amtsverrichtungen bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze 
oder die in dieſer Hinſicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändig⸗ 
keit getroffenen Anordnungen verletzt, iſt durch gerichtliches Urtheil aus ſeinem 
Amte zu entlaſſen. 


\ $. 13. 
Die Entlaſſung aus dem Amte hat die rechtliche dp e zur Aus⸗ 
übung des Amts, den Verluſt, des Amtseinkommens und die Erledigung der 
Stelle zur Solge Außerdem tritt die Einſtellung der Leiſtungen aus Staats⸗ 
mitteln, ſowie der Verwaltungs⸗Exekution in dem früheren Ame wieder ein. 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ermächtigt, ſchon nach er⸗ 
folgter Einleitung des Verfahrens die Einſtellung der Leiſtungen zu verfügen. 

Endet das Verfahren mit Freiſprechung, ſo ſind die in Folge der Ver⸗ 
fügung einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 

1 


F. 14. 

Zuftändig zur Verhandlung und Entſcheidung iſt der Ru Gerichts⸗ 
hof für kirchliche Angelegenheiten. Das Verfahren vor demſelben regelt ſich 
nach den Beſtimmungen des Abſchnitts III. des Geſetzes vom 12. Mai 1873. 
über die kirchliche Disziplinargewalt und die e des Königlichen Gerichts⸗ 
hofes für kirchliche Angelegenheiten (Geſetz Samml. S. 198.). 

N 1 


$. 15. 
Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Gemäßheit des $. 12. 
dieſes Geſetzes aus ſeinem Amt entlaſſen worden iſt, wird mit Geldbuße bis 
zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zu 3000 Mark, beſtraft. 


$. 16. 
Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. d 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wiesbaden, den 22. April 1875. 


G. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
N Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decke 


